
URTEIL DES GERICHTSHOFES (ERSTE KAMMER)
VOM 1. JULI 1976 <appnote>1</appnote>

Jan Eliza de Wind
gegen Kommission der Europäischen Gemeinschaften

Rechtssache 62/75

Leitsätze

Beamte — Beförderung — Auslese — Kriterien — Ermessensbefugnis der Verwal­
tung

(Beamtenstatut, Artikel 45)

Auch wenn vielleicht die Anstellungsbe­
hörde der Würdigung durch die Dienst­
vorgesetzten im Verhältnis zu den übri­
gen Bewertungselementen ein zu großes
Gewicht beigemessen hat, ist sie doch
nach dem Statut befugt, bei Beförderun­

gen eine Auslese nach Abwägung der Ver­
dienste — nach der Methode, welche sie
für die geeignetste hält — sowie der Beur­
teilungen der beförderungsfähigen Bewer­
ber zu treffen.

In der Rechtssache 62/75

Jan Eliza de WIND, Beamter der Kommission der Europäischen Gemeinschaf­
ten, wohnhaft in 1640 Sint-Genesius-Rod, Belgien, Prozeßbevollmächtigter:
Rechtsanwalt M. Denys, zugelassen beim Hof van Beroep Brüssel, Zustellungs­
bevollmächtigter: Rechtsanwalt J. Loesch, 2 rue Goethe, Luxemburg,

Kläger,

gegen

Kommission der EEUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN, vertreten durch ihren Rechts­

berater R. C. Fischer als Bevollmächtigten, Zustellungsbevollmächtigter:
M. Cervino, Rechtsberater der Kommission, Bâtiment CFL, place de la Gare,
Luxemburg,

Beklagte,

wegen Aufhebung des in den Offiziellen Mitteilungen vom 28. Oktober 1974
veröffentlichten Verzeichnisses der aufgrund ihrer Verdienste beförderungs-

1 — Verfahrenssprache: Niederländisch.
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würdigen Beamten, der Aufnahme der Herren E. und P. in dieses Verzeichnis
sowie ihrer Beförderung in die Besoldungsgruppe A 4 und der stillschweigend
ablehnenden Entscheidung der Beklagten über die am 17. Dezember 1974
eingereichte Beschwerde des Klägers

erläßt

DER GERICHTSHOF (Erste Kammer)

unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten A. O'Keeffe, der Richter A. M.
Donner und F. Capotorti,

Generalanwalt: G. Reischl

Kanzler: A. Van Houtte

folgendes

URTEIL

Tatbestand

Der Sachverhalt und die Ausführungen
der Parteien im schriftlichen Verfahren

lassen sich wie folgt zusammenfassen.

I — Sachverhalt und Verfahren

Der Kläger, der die niederländische
Staatsangehörigkeit besitzt und seit dem
14. September 1974 im Dienst der Kom­
mission steht, erhielt am darauffolgenden
1. Oktober seine Ernennung zum Beam­
ten in der Besoldungsgruppe A 5 der
Generaldirektion für Soziale Angelegen­
heiten, Abteilung Berufsausbildung. Von
August 1969 bis Juli 1972 wurde er in
die Abteilung für Arbeitsbeziehungen
und Arbeitsrecht (Arbeitssoziologie) ab­
geordnet. Zur Zeit ist er mit dem Sekreta­
riat einiger paritätischer Arbeitsaus­
schüsse und -gruppen betraut und hat
Verbindung zu den Vertretern verschiede­
ner Berufsverbände zu halten.

Im Herbst 1974 wurden Beförderungen
von der Besoldungsgruppe A 5 in die Be­
soldungsgruppe A4 verfügt. Das Ver­
zeichnis der aufgrund ihrer Verdienste
beförderungswürdigen Beamten wurde
am 28. Oktober 1974 in der „Offiziellen
Mitteilungen" veröffentlicht. In diesem
Verzeichnis war der Name des Klägers
nicht enthalten.

Es wurde das „Beratungsverfahren" einge­
halten, das die Kommission mit Entschei­
dung vom 21. Dezember 1970, geändert
durch Entscheidung vom 21. Dezember
1970, geändert durch Entscheidung vom
14. Juli 1971, festgelegt hatte und nach
dem fünf Beförderungsausschüsse für die
Laufbahngruppen A, B, C und D und die
Sonderlaufbahn LA gebildet wurden mit
dem Auftrag, „die Unterlagen derjenigen
Beamten zu prüfen, welche die statutären
Voraussetzungen für die Beförderung im
Laufe eines bestimmten Haushaltsjahres
erfüllen".
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Zur Erleichterung der Arbeit des Prü­
fungsausschusses für Beamte der Lauf­
bahngruppe A hat die Kommission am
18. Juni 1973 eine „Beurteilungsmethode
für die Beamten der Besoldungsgruppe
A 5 erlassen, die Anwartschaft auf eine
Beförderung in die Besoldungsgruppe
A 4 haben". Nach dieser Methode gilt fol­
gendes:
— Die Generaldirektoren der verschiede­

nen Generaldirektionen haben ein
Verzeichnis der Beamten der Besol­

dungsgruppe A 5 aufzustellen, die für
eine Beförderung in Betracht kom­
men, und dieses Verzeichnis einem
„Beförderungsausschuß" zu übermit­
teln; jeder Generaldirektor entschei­
det über den Rang der in dieses Ver­
zeichnis eingetragenen Beamten, de­
ren Beförderung vorgeschlagen wird.

— Der Prüfungsausschuß, der diese Vor­
schläge und die darin angegebene
Rangfolge ändern kann, teilt jedem
Beamten eine bestimmte, nach der
genannten „Methode" festgesetzte
Anzahl Punkte zu. So erhalten sämt­

liche in das Verzeichnis eingetragene
Beamte Punkte nach den folgenden
„objektiven" Kriterien :
— Alter,
— Dienstalter in der Besoldungs­

gruppe,
— Dienstalter,
— Beurteilung: Diese ist in drei Ru­

briken (Befähigung, Leistung und
dienstliche Führung) unterglie­
dert, die jeweils mit folgender
Bewertung versehen werden
kann: „übernormal", „normal",
„unter dem Normalen liegend".

Außerdem gewährt der Beförderungs­
ausschuß einer bestimmten Anzahl

beförderungsfähiger Beamter Punkte
aufgrund des Ranges, den sie in dem
von den Generaldirektoren aufgestell­
ten Verzeichnis innehaben. Die Zahl

der Beamten, die diese Punkte be­
kommen können, hängt von der Ge­
samtzahl der in dieses Verzeichnis

eingetragenen Beamten ab.
— Der Beförderungsausschuß hat

schließlich ein Verzeichnis der auf­

grund ihrer Verdienste beförderungs-

würdigen Beamten zu entwerfen und
diesen Entwurf der Kommission zuzu­
leiten. Die in diesem Verzeichnis auf­

geführten Beamten, die nicht beför­
dert werden, erhalten für das folgende
Haushaltsjahr 25 Punkte.

Da vorliegend nach den Vorschlägen des
Generaldirektors der Generaldirektion V,
zu welcher der Kläger gehört, zwölf Be­
amte beförderungsfähig waren, konnten
nur die Beamten auf den ersten vier Plät­

zen in den Genuß von Punkten wegen
ihres Ranges kommen. (Nach Art. 1 Abs.
1 Buchstabe c der „Beurteilungsme­
thode" und der dazugehörigen Tabelle
erhalten, wenn die Anzahl der für eine
Beförderung in Frage kommenden Beam­
ten zwischen 11 und 13 liegt, der erste
70, die beiden nachfolgenden 45 und der
vierte 20 Punkte.)

In den ursprünglichen Vorschlägen war
die Rangfolge wie folgt:

1.: E, 2.: O., 3.: W., 4.: P2., 5.: P, 6.: De
Wind

Der Beförderungsausschuß nahm auf Be­
treiben der von der Personalvertretung
bestimmten Mitglieder eine besondere
Prüfung im Falle des Herrn P. sowie in
einem weiteren Falle vor und setzte fol­

gende Rangfolge fest:

1.: E, 2.: O., 3.: P., 4.: W., 5.: P2., 6.: De
Wind

Es erhielten folgende Punktzahlen:

E. Anzahl der
Punkte

Alter 54

Dienstalter in der Besoldungsgruppe 6
Dienstalter 13

Beurteilung 30

103

Rangfolge für die
Beförderung: Erster 70

173
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O. Anzahl der

Punkte

Alter 45

Dienstalter in der Besoldungsgruppe 16
Dienstalter 8

Beurteilung 30

99

Rangfolge für die
Beförderung: Zweiter 45

144

P. Anzahl der

Punkte

Alter 59

Dienstalter in der Besoldungsgruppe 18

Dienstalter 9

Beurteilung 20

106

Rangfolge für die
Beförderung: Dritter 45

151

De Wind Anzahl der

Punkte

Alter 46

Dienstalter in der Besoldungsgruppe 20

Dienstalter 10

Beurteilung 30

106

Rangfolge für die
Beförderung: Sechster 0

106

Ausweislich der Akten erhielt der Kläger
die höchste Punktzahl bei drei der vier

objektiven Kriterien: dem Dienstalter in
der Besoldungsgruppe, dem Dienstalter
und der Beurteilung. In diesen findet
sich in jeder Spalte das Prädikat „übernor­
mal", weshalb dem Kläger 30 Punkte zu­
geteilt wurden. Im Vergleich damit er­
hielt Herr P. beispielsweise zweimal das
Prädikat „übernormal“ und einmal unter
der Rubrik „Leistung" das Prädikat „nor­
mal", weshalb er 20 Punkte bekam. Der
Kläger ist also wegen der für Rangfolge
für die Beförderung zugeteilten Punkte

nicht in das Verzeichnis der aufgrund ih­
rer Verdienste beförderungswürdigen Be­
amten aufgenommen worden. Da er in
den ursprünglichen Vorschlägen an sechs­
ter Stelle lag, konnte ihm wegen seiner
Einstufung kein Punkt zugeteilt werden,
so daß „objektiv" weniger gut beurteilte
Beamte ihn überholten.

Der Beförderungsausschuß leitete der
Kommission den Entwurf eines Verzeich­

nisses mit den alphabetisch geordneten
Namen von 66 Beamten der Besoldungs­
gruppe A 5 zu. In ihrer Sitzung vom 23.
Oktober 1974, bei der es ihr, wie sie vor­
trägt, möglich war, Einblick in die Perso­
nalakte eines jeden Beamten zu nehmen,
stellte die Kommission das Verzeichnis

der beförderungswürdigen Beamten fest.
In ihrer Sitzung vom 20. November 1974
beförderte sie 55 Beamte in die Besol­

dungsgruppe A 4.

Daraufhin reichte der Kläger am 17. De­
zember 1974 bei der Anstellungsbehörde
eine Beschwerde nach Artikel 90 des Sta­
tuts ein.

Da die Kommission innerhalb der vorge­
schriebenen Frist die Beschwerde nicht

beschied, was als stillschweigend ableh­
nende Entscheidung gilt, hat der Kläger
am 14. Juli 1975 die vorliegende Klage
erhoben.

II — Anträge der Parteien

Der Kläger beantragt:
a) das in den „Offiziellen Mitteilungen

vom 28. Oktober 1974 veröffentlichte

Verzeichnis der aufgrund ihrer Ver­
dienste beförderungswürdigen Beam­
ten aufzuheben;

b) die Entscheidung aufzuheben, durch
die die Herren E. und P. in das Ver­

zeichnis der Beamten aufgenommen
worden sind, die eine Beförderung
nach Besoldungsgruppe A 4 beanspru­
chen;
die Entscheidung, durch die die Her­
ren E. und P. nach Besoldungsgruppe
A 4 befördert worden sind, aufzuhe-
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ben, da die Kommission sie getroffen
hat, ohne in rechtlich ausreichender
Weise die Verdienste aller Bewerber,
insbesondere des Klägers, gegeneinan­
der abzuwägen;

c) die stillschweigend ablehnende Ent­
scheidung der Kommission der Euro­
päischen Gemeinschaften über den
am 17. Dezember eingereichten An­
trag des Klägers aufzuheben, zumin­
dest für nichtig zu erklären;

d) die Kommission der Europäischen
Gemeinschaften zu verurteilen, die
Kosten des Rechtsstreits zu tragen;

e) zur Kenntnis zu nehmen, daß der Klä­
ger sich vorbehält, alle weiteren tat­
sächlichen und rechtlichen Gesichts­

punkte vorzutragen, zu denen das Ver­
teidigungsvorbringen der Gegenpartei
oder die durch sie vorgelegten Urkun­
den Veranlassung geben könnten;

f) hilfsweise:
der Kommission aufzugeben, das Pro­
tokoll der Sitzung vom 23. Oktober
1974 vorzulegen, zumindest aber den
Teil des Protokolls, der auf die Benen­
nung der Personen Bezug hat, die
Anwartschaft auf Beförderung nach
A 4 haben;
der Kommission aufzugeben, das Sit­
zungsprotokoll oder den Teil des Sit­
zungsprotokolls vorzulegen, der die
Beförderung der Herren E. und P. be­
trifft;

g) den Generaldirektor und den Abtei­
lungsleiter des Klägers als Zeugen zu
laden;

h) der Kommission aufzugeben, die Beur­
teilungen und die Personalakten der
Herren E. und P. vorzulegen.

Die Beklagte beantragt,
a) die Anträge des Klägers als unbegrün­

det abzuweisen;
b) die Kosten des Verfahrens dem Klä­

ger aufzuerlegen;
c) für den Fall, daß entsprechend den

Anträgen des Klägers eine Zeugenver­
nehmung angeordnet wird, auch den
Direktor des Klägers, Herrn J. Peel,
entweder neben oder anstelle seines

Dienststellenleiters, Herrn J. Danis,
zu laden.

III — Angriffs- und Verteidi­
gungsmittel der Parteien

a) Zur ersten Rüge: ungleiche Behand­
lung der Bewerber

Der Kläger behauptet, die Generaldirek­
toren stellten durch die Zuteilung von
zusätzlichen Punkten nach eigenem Er­
messen ohne Anwendung von objektiven
Kriterien die Verzeichnisse der Kandida­

ten für eine Beförderung selber auf, ohne
dabei eine Abwägung der Verdienste vor­
zunehmen. So könnten die Beamten, de­
ren Beurteilungen dreimal das Prädikat
„übernormal" enthielten, von dem Ver­
zeichnis der beförderungswürdigen Beam­
ten zugunsten von solchen ausgeschlos­
sen werden, in deren Beurteilungen sich
nur ein- oder zweimal das Prädikat „über­
normal" finde.

Die Beklagte entgegnet, die Verzeich­
nisse der aufgrund ihrer Verdienste be­
förderungswürdigen Beamten würden aus­
schließlich von der Kommission selbst

nach den Vorschlägen der Beförderungs­
ausschüsse festgestellt. Die Befugnisse
und die Aufgabe der Generaldirektoren
beschränkten sich darauf, die Beamten
ihres Bereichs, die für die Beförderung in
Betracht kommen, nach einer Rangfolge
geordnet zur Beförderung vorzuschlagen.
Diese Rangfolge sei zwar bei den Beratun­
gen der Beförderungsausschüsse von Ge­
wicht, bilde aber in keinem Fall das ein­
zige zu berücksichtigende Kriterium. Die
Aufzählung der in der „Beurteilungsme­
thode" enthaltenen Kriterien sei nicht

erschöpfend; nach dem Wortlaut von Ar­
tikel 4 Absatz 3 dieser Methode „ist es
daher Aufgabe des Ausschusses, die ver­
schiedenen Kriterien von Fall zu Fall zu

bewerten". Da die ursprünglichen Be­
förderungsvorschläge der Generaldirekto­
ren oder der Dienststellenleiter sowie die

Rangfolge noch vor der ersten Sitzung
des Ausschusses im Personalkurier veröf­

fentlicht würden, seien die betroffenen
Beamten in der Lage, ihre Bedenken ge­
genüber diesen Vorschlägen den Aus­
schußmitgliedern rechtzeitig mitzuteilen.
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Sämtliche für eine Beförderung in Frage
kommenden Beamten würden gleichbe­
handelt, da die Generaldirektoren im
Anschluß an ausführliche Besprechun­
gen mit den zuständigen Direktoren und
Dienststellenleitern die objektiven Ele­
mente wie Alter und Dienstalter berück­

sichtigten. Der Rückgriff auf subjektive
Faktoren, wie die vergleichende Bewer­
tung der Befähigung und der dienstli­
chen Führung, stehe mit der Recht­
sprechung des Gerichtshofes in Einklang,
an die der Generalanwalt bei seinen

Schlußanträgen in den verbundenen
Rechtssachen 27 und 30/64 (Slg. 1965,
691) erinnert habe:

„... nach der Rechtsprechung des Ge­
richtshofes [sind] für eine Beförderung
nicht nur die dienstlichen Leistungen,
sondern auch andere subjektive Elemente
maßgeblich, die sich auf Charakter und
Persönlichkeit der Beamten beziehen.
Darüber hinaus hat es der Gerichtshof

schon wiederholt und zu Recht abge­
lehnt, in Beförderungsfragen sein eigenes
Urteil an die Stelle der subjektiven Bewer­
tungen der Verwaltung zu setzen."

Der Beweis einer Diskriminierung sei
nicht schon deshalb erbracht, weil ein
Beamter, dessen Beurteilung dreimal das
Prädikat „übernormal" aufweist, nicht,
ein anderer Beamter mit nur zwei sol­

chen Prädikaten jedoch befördert wird.
Das Statut wolle erkennbar die Auslese

nicht nur von den Beurteilungen abhän­
gig machen.

Der Kläger erwidert, das System der
Punkte entsprechend der Rangfolge, die
ohne eine Begründung gewährt würden,
von der die Kommission Kenntnis neh­

men könnte, verfälsche die Methode der
„Beförderung nach objektiven Kriterien".
Beispielsweise habe Herr E., dessen Beur­
teilung wie die des Klägers dreimal das
Prädikat „übernormal" enthalte, nur drei
Jahre in der Besoldungsgruppe A 4 zu­
rückgelegt, der Kläger dagegen zehn
Jahre, außerdem habe er die letzte
Dienstaltersstufe dieser Besoldungs­
gruppe erreicht. Da er dreimal mit „über­
normal" beurteilt worden sei, hätte es der
Übung entsprochen, ihn für eine Beför­
dung vorzuschlagen. Weil aber der Gene­
raldirektor Herrn E. an die erste Stelle

gesetzt habe, seien diesem 70 Punkte zu­
geteilt worden, so daß er eine Gesamt­
zahl von 173 Punkten auf sich habe verei­

nigen können.

Noch aufschlußreicher sei das Beispiel
des Herrn P., welcher derselben Direk­
tion wie der Kläger angehöre. Beide
seien von demselben Direktor beurteilt

worden (wobei der Kläger dreimal, Herr
P. nur zweimal das Prädikat „übernor­
mal" erhalten habe). Das Prädikat „nor­
mal" habe den dienstlichen „Leistungen"
gegolten, die nach der von der Kommis­
sion festgesetzten Gewichtungsmethode
die wichtigste Rubrik darstellten:

Kenntnisse Leistungen Führung Gesamtpunktzahl

übernormal übernormal normal 27

normal übernormal übernormal 24

übernormal normal übernormal 20

Entgegen der Behauptung der Beklagten
hätten weder der Generaldirektor der
Generaldirektion V noch die Kommis­

sion den Abteilungsleiter oder den Direk­
tor des Klägers darum gebeten, die Beur­
teilungen näher zu erläutern.

Da der Kläger nach objektiven Kriterien
106 Punkte erhalten habe, könnte der
Eindruck entstehen, die Beurteilung der
subjektiven Elemente (wie Charakter und
Persönlichkeit) sei zu seinem Nachteil
ausgefallen. In seiner Beurteilung heiße
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es aber unter der Rubrik „Führung": „be­
merkenswertes Pflichtbewußtsein, sehr
vertrauenswürdig, Beziehungen zu Drit­
ten und zu Kollegen sind stets von Höf­
lichkeit gekennzeichnet". Schließlich
könne man sich fragen, ob Herr E. über­
haupt für eine Beförderung in Frage
kam, weil seine Ernennung in die Besol­
dungsgruppe A 5 vom 1. Oktober 1971
datiert und mithin seine (am 30. Juni
1973 erstellte) Beurteilung sich auf einen
Zeitraum von weniger als zwei Jahren
bezog.

Die Beklagte entgegnet, die Generaldirek­
toren müßten neben den Beurteilungen
noch andere objektive und subjektive Ele­
mente berücksichtigen. Deshalb gehe die
Ansicht fehl, daß ein Beförderungsvor­
schlag, der nicht genau die sich aus den
Beurteilungen ergebende Reihenfolge ein­
hält, schon deshalb eine besondere Be­
gründung und die Einholung zusätzli­
cher Informationen seitens der Kommis­

sion verlange.

Es treffe nicht zu, daß es üblich sei,
einem Beamten, der die letzte Dienst­
altersstufe seiner Besoldungsgruppe er­
reicht habe und dreimal mit „übernor­
mal" beurteilt worden sei, für eine Beför­
derung vorzuschlagen.

Schließlich habe Herr E. am 31. Dezem­
ber 1973 ein Dienstalter von mehr als

zwei Jahren in der Besoldungsgruppe
A 5 gehabt.

b) Zur zweiten Rüge: Verletzung von
Artikel 45 Absatz 1 des Statuts

Der Kläger verweist auf die Schlußan­
träge vom 5. Mai 1964 zu dem Urteil in
den Rechtssachen 94 und 96/63 (Slg.
1964, 687), wonach in dem Raponi-Urteil
„nachdrücklich unterstrichen [wird], eine
Beförderungsentscheidung verlange ein
,examen scrupuleux de dossiers compa­
rables', damit die Beförderungsentschei­
dung ,en toute connaissance de cause' aus­
gesprochen werde, und hervorgehoben
wird die Notwendigkeit, die Würdigung
der Verdienste auf einer ,base égalitaire et

au vu de sources d'informations et de ren­

seignements comparables' durchzufüh­
ren". Artikel 45 verlange eine Abwägung
der Verdienste bei sämtlichen Beamten,
die für die Beförderung in Frage kom­
men, und nicht nur bei Personen, die in
einem Verzeichnis der aufgrund ihrer
Verdienste beförderungswürdigen Beam­
ten stehen. Der Kläger sei bei der Abwä­
gung der Verdienste nicht berücksichtigt
worden, denn die Dienststellenleiter hät­
ten nur die Verdienste von solchen Beam­

ten berücksichtigt, die sie für die Beförde­
rung vorgeschlagen hatten. Mithin sei er
willkürlich bei der Abwägung der Ver­
dienste ausgeschlossen worden.

Die Beklagte erwidert darauf, die verglei­
chende Abwägung habe sich in jedem
Verfahrensabschnitt auf sämtliche Be­

amte erstreckt, die für die Beförderung in
Frage kamen. Selbst wenn sich die Abwä­
gung auf die von den Generaldirektoren
für die Beförderung vorgeschlagenen Be­
amten beschränkt hätte, hätte dies nicht
zum Ausschluß des Klägers geführt, da
die Vorschläge seinen Namen enthielten.

Entgegen den Behauptungen des Klägers
über das eingehaltene Verfahren habe der
Generaldirektor der Generaldirektion V,
Herr S., seine Vorschläge erst nach einer
Besprechung mit dem Direktor und dem
Abteilungsleiter des Klägers erstellt und
nicht „nach eigenem Gutdünken die Mei­
nung vertreten, daß der Kläger für eine
Beförderung nicht in Betracht komme".
Der Kläger sei ja vorgeschlagen worden,
wenn auch seine Aussichten gering gewe­
sen seien, da er nur an sechster Stelle
stand.

Die Prüfung der Kommission habe sich
nicht auf die Beamten beschränkt, die
der Beförderungsausschuß in seinen Ent­
wurf des Verzeichnisses aufgenommen
hatte. Der Kommission habe im Augen­
blick der Entscheidung über die Beförde­
rung ein Verzeichnis sämtlicher Beamten
vorgelegen, die für die Beförderung in
Frage kamen, und es sei ihr möglich ge­
wesen, deren Personalakten und Beurtei­
lungen einzusehen.
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Der Kläger erwidert, die Vermerke in
den Protokollen über die Sitzungen der
Kommission vom 23. Oktober und 20.

November 1974, wonach diese die Perso­
nalakten und die Beurteilungen der be­
förderungsfähigen Beamten habe einse­
hen können und wonach sie deren Ver­

dienste abgewägt habe, seien „Standard­
formulierungen". Daher müßten die Beur­
teilungen und die Personalakten der Her­
ren E. und P. vorgelegt werden.

Die Beklagte bestreitet die Behauptung
des Klägers, nach der die Vermerke in
den Protokollen über die fraglichen Sit­
zungen Standardformulierungen sind.

Aufgrund seines Beschlusses vom 19. Fe­
bruar 1976 hat der Gerichtshof (Erste
Kammer) in der mündlichen Verhand­
lung vom 1. April 1976 den ehemaligen
Generaldirektor der Generaldirektion V,
Herrn S., als Zeugen gehört. Bei diesem
Termin war der Kläger durch Rechtsan­
walt Denys, zugelassen in Brüssel, und
die Beklagte durch ihren Rechtsberater
R. C. Fischer als Bevollmächtigten vertre­
ten.

Der Generalanwalt hat seine Schlußan­

träge in der Sitzung vom 21. Mai 1976
vorgetragen.

Entscheidungsgründe

1 Mit der am 14. Juli 1975 eingereichten Klage beantragt der Kläger die Aufhe­
bung a) des Verzeichnisses der aufgrund ihrer Verdienste beförderungswürdi­
gen Beamten, das in den „Offiziellen Mitteilungen" vom 28. Oktober 1974
veröffentlicht wurde, b) der Aufnahme zweier Beamter, nämlich der Herren E.
und P., in dieses Verzeichnis und deren Beförderung in die Besoldungsgruppe
A 4 sowie c) der stillschweigend ablehnenden Entscheidung der Beklagten
über die Beschwerde des Klägers nach Artikel 90 des Statuts.

2/4 Vorliegend hat sich die Beklagte nach dem von ihr mit Entscheidung vom 21.
Dezember 1970 festgelegten „Beratungsverfahren" gerichtet, in dessen Rah­
men fünf Beförderungsausschüsse für die Laufbahngruppen A, B, C und D
sowie die Sonderlaufbahn LA gebildet wurden, um „die Unterlagen derjeni­
gen Beamten zu prüfen, welche die statutären Voraussetzungen für die Beför­
derung im Laufe eines bestimmten Haushaltsjahres erfüllen". Zur Erleichte­
rung der Aufgabe des Beförderungsausschusses für Beamte der Laufbahn­
gruppe A hat die Kommission am 18. Juni 1973 eine „Beurteilungsmethode
für Beamte der Besoldungsgruppe A 5, die Anwartschaft auf eine Beförderung
in die Besoldungsgruppe A 4 haben", beschlossen, nach der jeder Generaldi­
rektor für die beförderungsfähigen Beamten der Besoldungsgruppe A 5 aus sei­
nem Verwaltungsbereich nach Priorität geordnete Vorschläge zu unterbreiten
hat. Diese werden dem Beförderungsausschuß vorgelegt, der sie ändern kann
und jedem Beamten nach objektiven Kriterien wie Alter, Dienstalter in der
Besoldungsgruppe, Dienstalter und Beurteilungen Punkte sowie einer gewis­
sen Anzahl beförderungsfähiger Beamter wegen des Ranges, den sie in dem

1174



DE WIND / KOMMISSION

von dem zuständigen Generaldirektor aufgestellten Verzeichnis einnehmen,
zusätzliche Punkte zuteilt, wobei sich die Zahl der Beamten, die in den Ge­
nuß dieser Zusatzpunkte kommen können, nach der Gesamtzahl der in die­
ses Verzeichnis aufgenommenen Beamten der einzelnen Generaldirektionen
richtet.

5/6 Da in der Generaldirektion V zwölf Beamte beförderungsfähig waren, konn­
ten vorliegend nach der „Beurteilungsmethode" nur die Beamten auf den er­
sten vier Plätzen Punkte wegen ihres Ranges erhalten. Der Kläger lag an
sechster Stelle und konnte aufgrund seines Rangs keine zusätzlichen Punkte
bekommen.

7/10 Die für eine Beförderung in Frage kommenden Bewerber würden, so macht
der Kläger geltend, durch die willkürliche Zuteilung von zusätzlichen Punk­
ten ungleich behandelt, was Artikel 45 des Statuts verletze. So weise die Beur­
teilung des Herrn P., eines der beiden Beamten, deren Streichung aus dem
Verzeichnis der aufgrund ihrer Verdienste beförderungswürdigen Beamten
beantragt wird, zweimal das Prädikat „übernormal" und einmal — unter der
Rubrik „Leistung", die nach der bei den Akten befindlichen Gewichtungsme­
thode der Kommission die wichtigste sei — das Prädikat „normal" auf, wäh­
rend in der Beurteilung des Klägers unter jeder Rubrik das Prädikat „übernor­
mal" stehe. Bei zwei anderen der vier objektiven Kriterien, dem Dienstalter in
der Besoldungsgruppe und dem Dienstalter, habe der Kläger — verglichen
mit dem Bewerber P. — eine höhere Punktzahl erreicht. Die durch seinen

Generaldirektor vorgenommene Bewertung der subjektiven Elemente habe
sich also für den Kläger nachteilig ausgewirkt, während die Rubrik „dienst­
liche Führung" in seiner Beurteilung, ein ihrem Wesen nach objektiveres Ele­
ment, für ihn günstiger gewesen sei.

11/12 Nach Ansicht des Klägers hat die Kommission zur Beurteilung der für eine
Beförderung in Frage kommenden Beamten eine Methode gewählt, die zwar
„objektivistisch" aufgemacht sei, in Wirklichkeit aber wegen der Gewichtung
zwischen den nach objektiven Kriterien und den nach dem Rang in den von
den Generaldirektoren erstellten Verzeichnissen zugeteilten Punkten letzteren
sowie den Beförderungsausschüssen einen sehr großen Entscheidungsspiel­
raum belasse. Der Kläger rügt insbesondere, daß den Bewerbern E. und P.
wegen des vom Generaldirektor der Generaldirektion V festgesetzten Ranges
zusätzliche Punkte gewährt wurden.

13/19 Herr E. hatte, als das Verzeichnis erstellt wurde, nur drei Dienstjahre in der
Besoldungsgruppe A 5; Herr P. hatte zwar neun Dienstjahre in der Besol-
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dungsgruppe A 5, erreichte aber in seiner Beurteilung nur 20 Punkte ge­
genüber den — höchstmöglichen — 30 Punkten des Klägers. Jedoch läßt die
Zeugenaussage des Herrn S., Generaldirektor der Generaldirektion V, erken­
nen, daß Herr E. wegen der hervorragenden Qualität seiner Arbeit an die er­
ste Stelle der Rangliste gesetzt wurde. Ferner geht aus der Aussage hervor, daß
Herr P., der zunächst in der Rangliste an fünfter Stelle eingestuft wurde, auf
Ersuchen der Personalvertretung an die dritte Stelle gesetzt wurde, die insbe­
sondere die Meinung vertrat, das Alter von Herrn P. (59 Jahre) rechtfertige
seine Beförderung, da ein Beamter der Besoldungsgruppe A 5 im allgemeinen
in die Besoldungsgruppe A 4 zu befördern sei, bevor er in den Ruhestand
trete. Nichts läßt erkennen, daß die Personalvertretung, wenn der Kläger und
nicht Herr P. an fünfter Stelle eingestuft worden wäre, Schritte unternommen
hätte, um ihn an die dritte Stelle zu setzen, wie sie es für Herrn P. wegen sei­
nes Alters getan hat. Wenn auch vielleicht die Kommission der Würdigung
durch die Generaldirektoren im Verhältnis zu den übrigen Bewertungselemen­
ten ein zu großes Gewicht beigemessen hat, so ist sie doch nach dem Statut
befugt, bei Beförderungen eine Auslese nach Abwägung der Verdienste —
nach der Methode, welche sie für die geeignetste hält — sowie der Beurteilun­
gen der beförderungsfähigen Bewerber zu treffen. Mithin ist nicht ersichtlich,
daß die Kommission, indem sie die Beförderung der Herren E. und P. ver­
fügte, ihre Befugnisse überschritten hätte. Sonach ist die Klage abzuweisen.

Kosten

го/22 Nach Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei zur
Tragung der Kosten zu verurteilen. Der Kläger ist mit seinem Vorbringen un­
terlegen. Nach Artikel 70 der Verfahrensordnung tragen jedoch die Organe in
Rechtsstreitigkeiten mit Bediensteten der Gemeinschaften ihre Kosten selbst.

23 Die Kosten der Beweisaufnahme sind der Beklagten aufzuerlegen.

Aus diesen Gründen

hat

DER GERICHTSHOF (Erste Kammer)

für Recht erkannt und entschieden:

1. Die Klage wird abgewiesen.
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2. Jede Partei trägt ihre eigenen Kosten.

3. Die Beklagte trägt die Kosten der Zeugenvernehmung.

O'Keeffe Donner Capotorti

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 1. Juli 1976.

Der Kanzler

A. Van Houtte

Der Präsident der Ersten Kammer

A. O'Keeffe

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS GERHARD REISCHL
VOM 21. MAI 1976

Herr Präsident,
meine Herren Richter!

In dem Verfahren, das Herr de Wind, ein
Beamter der Kommission der Euro­

päischen Gemeinschaften, gegen diese
eingeleitet hat, geht es um Probleme der
Beförderung von Beamten in die nächst­
höhere Besoldungsgruppe ihrer Lauf­
bahn.

Solche Beförderungen werden gemäß Ar­
tikel 45 des Personalstatuts aufgrund
einer Auslese unter den Beamten vorge­
nommen, die in ihrer Besoldungsgruppe
eine Mindestdienstzeit abgeleistet haben.
„Die Auslese erfolgt", so heißt es in Arti­
kel 45 weiter, „nach Abwägung der Ver­
dienste der Beamten, die für die Beförde­
rung in Frage kommen, sowie der Beur­
teilungen über diese Beamten."

Um eine möglichst gleichmäßige Anwen­
dung dieser recht allgemein gehaltenen
Vorschrift zu gewährleisten, hat die Kom­
mission im Dezember 1970 eine Ent­

scheidung über das bei Beförderungen
im Rahmen einer Laufbahn einzuhal­

tende Verfahren erlassen. Nach dieser

Entscheidung, die im Juli 1971 geändert
worden ist, werden für die verschiedenen
Beamtenkategorien Beförderungsaus­
schüsse gebildet, denen auch Mitglieder
angehören, die vom Zentralen Personal­
ausschuß der Kommission benannt wer­

den. Die Ausschüsse erstellen aufgrund
einer Liste, die alle zum 31. Dezember
des laufenden Jahres wegen ihres Dienst­
alters beförderungsfähigen Beamten ent­
hält, aufgrund der Personalakten dieser
Beamten sowie unter Berücksichtigung
der von den Generaldirektoren gemach­
ten begründeten Beförderungsvorschläge
den Entwurf einer weiteren Liste, in der
die beförderungswürdigsten Beamten in
alphabetischer Reihenfolge aufgeführt
werden. Bei der Bestimmung der Zahl
der auf die letztere Liste zu setzenden
Beamten haben die Ausschüsse von den
voraussichtlichen haushaltsrechtlichen

Möglichkeiten auszugehen, d. h. sie kön­
nen für jede Besoldungsgruppe ungefähr
25 % mehr Beamte benennen, als freie
Posten zur Verfügung stehen. Aufgrund
der von den Ausschüssen entworfenen

Listen, denen begründete Berichte bei-
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